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1.2 Steuerliche Einschränkungen für  
Fahrzeuge des Anlagevermögens 

Es gibt wohl wenig Bereiche im Steuerrecht, die derart detailliert geregelt sind und 
dem Steuerpflichtigen derart wenig Wahl- und Gestaltungsmöglichkeiten überlassen, 
wie das Kfz im Anlagevermögen. Auf den folgenden Seiten sollen diese Einschrän-
kungen systematisch dargestellt und auch auf Ausnahmen (begünstigte Verwen-
dungszwecke) eingegangen werden. 

1.2.1 Vorsteuerabzug 

1.2.1.1 Vorsteuerabzug beim Pkw des Anlagevermögens 
 

§ 12 Abs 2 Z 2 lit b UStG normiert: 

„Nicht  als  für  das Unternehmen  ausgeführt  gelten  Lieferungen,  sonstige  Leis‐
tungen oder  Einfuhren,  […]  die  im  Zusammenhang mit  der Anschaffung  (Her‐
stellung),  Miete  oder  dem  Betrieb  von  Personenkraftwagen,  Kombinations‐
kraftwagen  oder  Krafträdern  stehen,  ausgenommen  Fahrschulkraftfahrzeuge, 
Vorführkraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuge, die ausschließlich zur gewerblichen 
Weiterveräußerung  bestimmt  sind,  sowie  Kraftfahrzeuge,  die  zu  mindestens 
80%  dem  Zweck  der  gewerblichen  Personenbeförderung  oder  der  gewerb‐
lichen Vermietung dienen.  

Der  Bundesminister  für  Finanzen  kann  durch  Verordnung  die  Begriffe  Perso‐
nenkraftwagen und Kombinationskraftwagen näher bestimmen.“ 

Aufgrund dieser Regelung des UStG gilt im österreichischen Recht die Fiktion, dass 
der Pkw des Anlagevermögens nicht als für das Unternehmen angeschafft gilt, mit 
der Konsequenz, dass weder für die Anschaffung noch für den laufenden Betrieb ein 
Vorsteuerabzug zusteht. 

Eine Privatnutzung stellt daher keinen umsatzsteuerlichen Eigenverbrauch dar, der 
Verkauf des nicht begünstigten Pkw des Anlagevermögens ist konsequenterweise 
nicht umsatzsteuerbar. 

 Die UStR führen in ihrer Rz 1932 zur Einstufung als Pkw bzw Kombi aus: 
„Das Vorliegen eines Pkw oder Kombinationskraftwagens ist in wirtschaftlicher Sicht‐
weise zu beurteilen. Es kommt auf den optischen Eindruck und die darauf beruhende 
Verkehrsauffassung  an  (VwGH  16.12.1980,  1681/80,  2817/80,  2818/80).  Die  kraft‐
fahrrechtliche Einordnung der Fahrzeuge kann zwar ein Indiz für die steuerliche Beur‐
teilung darstellen, sie ist aber ebenso wenig bindend wie etwa die zollrechtliche Tari‐
fierung  als  Lastkraftwagen.  Nicht  der  Verwendungszweck  im  Einzelfall  ist  entschei‐
dend,  sondern  der  Zweck,  dem  das  Fahrzeug  nach  seiner  typischen  Beschaffenheit 
und Bauart von vornherein und allgemein zu dienen bestimmt ist.  

§ 
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Personenkraftwagen im Sinne des § 12 Abs. 2 Z 2 lit. b UStG 1994 liegen vor bei Fahr‐
zeugen, die werkseitig als Personenkraftwagen für die Nutzung im Straßenverkehr be‐
stimmt sind und diese Eigenschaft selbst durch den nachträglichen Umbau in Rallye‐
fahrzeuge nicht verlieren (VwGH 16.12.2015, 2012/15/0216). Ein Rennwagen, welcher 
nach seiner wirtschaftlichen Zweckbestimmung nur für den Einsatz bei Rennsportver‐
anstaltungen auf speziell für den Motorsport konzipierten Rennstrecken gebaut wird 
und  eine  andere  Verwendungsmöglichkeit  auf  Grund  der  auf  den  Rennsport  aus‐
gerichteten technischen Ausstattung nicht besteht, unterscheidet sich wesentlich von 
den üblichen Typen von Personen‐ und Kombinationskraftwagen. Scheidet eine Ver‐
wendung des Rennwagens im allgemeinen Straßenverkehr nach seiner Beschaffenheit 
und der Bauart  aus,  ist  eine  kraftfahrrechtliche  Zulassung  für  den öffentlichen  Stra‐
ßenverkehr nicht möglich und besteht  keine Umbaumöglichkeit,  das Rennauto  stra‐
ßentauglich  und  zulassungsfähig  zu  machen,  ist  kein  Personenkraftwagen  iSd  § 12 
Abs. 2 Z 2 lit. b UStG 1994 anzunehmen (VwGH 28.10.2009, 2007/15/0222).  

Wohnmobile sind Spezialfahrzeuge, die überwiegend für Schlaf‐ oder Aufenthaltszwe‐
cke ausgestattet sind. Da sie weder „ausschließlich“ noch „vorwiegend“ der Beförde‐
rung von Personen dienen und auch keine „Mischform zwischen Lastwagen und Per‐
sonenwagen“  sind, werden Wohnmobile von der  für Personenkraftwagen und Kom‐
binationskraftwagen (sowie Krafträder) geltenden Vorschrift des § 12 Abs. 2 Z 2 lit. b 
UStG 1994 nicht erfasst (VwGH 17.10.2018, Ra 2017/13/0045).“ 

Eine Ausnahme von diesem generellen Vorsteuerabzugsverbot bilden die begünstig-
ten Verwendungszwecke (siehe Details dazu unter Pkt 1.2.1.2), Elektrofahrzeuge 
(siehe Kapitel 3) sowie Kleinlastkraftwagen, Kastenwagen, Pritschenwagen und 
Kleinbusse. Das BMF hat im Verordnungsweg definiert, wie ein Fahrzeug ausgestaltet 
sein muss, um als Kleinlastkraftwagen, Kastenwagen, Pritschenwagen oder Kleinbus 
qualifiziert zu werden. Diese Verordnungen sowie die Liste der vorsteuerabzugsbe-
rechtigten Kfz finden Sie unter dem Link https://www.bmf.gv.at/steuern/fahrzeuge/ 
vorsteuerabzugsberechtigte-fahrzeuge.html 
 

ACHTUNG 
Bei der Verwendung der Liste des BMF betreffend vorsteuerabzugsberechtigte 
Kfz  sollte  beachtet  werden,  dass  teilweise  feine  Unterschiede  zwischen  den 
Fahrzeugmodellen  bestehen  können,  die  für  den  Laien  kaum mit  dem  Zulas‐
sungsschein  feststellbar  sind.  In manchen  Fällen  ist  es  daher  notwendig,  sich 
vom Kfz‐Händler entsprechende Nachweise einzuholen. 

 

PRAXISTIPP 
Handelt es sich um ein vorsteuerabzugsberechtigtes Kfz, welches überwiegend 
betrieblich  genutzt  wird,  wird  die  buchhalterische  Erfassung  des  Eigenver‐
brauchs  mit  dem  letzten  Voranmeldezeitraum  des  jeweiligen  Kalenderjahres 
empfohlen. So kann einer USt‐Nachzahlung mit der Jahreserklärung vorgebeugt 
werden. 

! 
 
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Kapitel 2 
Leasing von Kraftfahrzeugen 

2.1 Finanzierungsleasing 
Finanzierungsleasing wird steuerlich als Alternative zur herkömmlichen Investiti-
onsfinanzierung gesehen (vgl EStR Rz 135). Finanzierungsleasingverträge werden in 
Vollamortisationsverträge (Leasingnehmer deckt Investitionskosten und Gewinn des 
Leasinggebers) und Teilamortisationsverträge (Restwertleasing; Leasingnehmer deckt 
nicht die gesamten Investitionskosten des Leasinggebers) unterschieden. Die Gefahr 
des zufälligen Untergangs und der zufälligen Beschädigung wird typischerweise vom 
Leasingnehmer getragen. 

	 Die EStR führen zur steuerlichen Behandlung des Finanzierungsleasings in 
der Rz 148 aus: 
„Wird der Leasinggegenstand dem Leasinggeber zugerechnet, dann sind die Leasing‐
raten bei ihm Betriebseinnahmen und bei betrieblicher oder beruflicher Verwendung 
des  Leasinggutes  beim  Leasingnehmer  Betriebsausgaben  oder  Werbungskosten.  Ist 
das Leasinggut ein Kraftfahrzeug, dann sind Leasingraten und laufende Betriebskos‐
ten unter Berücksichtigung der Angemessenheitsgrenze (siehe Rz 4761 ff), eines all‐
fällig auszuscheidenden Privatanteiles (siehe Rz 1079 ff) sowie eines allfälligen Lea‐
sing‐Aktivpostens (siehe Rz 3226 ff) abzugsfähig. Die amtlichen Kilometergelder kön‐
nen dann an Stelle der tatsächlichen Aufwendungen geltend gemacht werden, wenn 
das Fahrzeug nicht im Wege des Finanzierungsleasing, sondern nur kurzfristig, das ist 
nicht  länger  als  einen Monat,  gemietet wird.  Beim  Kautionsleasing  (einer  Form des 
Restwertleasing) hat der Leasingnehmer zusätzlich Zahlungen an den Leasinggeber zu 
leisten. Kautionszahlungen mit Rückzahlungsanspruch des Leasingnehmers sind beim 
Leasingnehmer als Darlehensforderung zu aktivieren und beim Leasinggeber als Dar‐
lehensverbindlichkeit zu passivieren.“ 

 Für die selteneren Fälle der Zurechnung des Leasinggegenstandes zum Lea-
singnehmer findet die folgende Vorgehensweise Anwendung (EStR Rz 149): 
„Wird  der  Gegenstand  dem  Leasingnehmer  zugerechnet,  so  hat  dieser  den  Gegen‐
stand mit den Anschaffungs‐ oder Herstellungskosten zu aktivieren. Als Anschaffungs‐ 
oder Herstellungskosten können jene des Leasinggebers angesetzt werden. In gleicher 
Höhe ist eine Verbindlichkeit an den Leasinggeber zu passivieren. Beim Leasinggeber 
tritt  an  die  Stelle  der  Anschaffungs‐  oder  Herstellungskosten  in  gleicher  Höhe  die 
Kaufpreisforderung an den  Leasingnehmer. Die  Leasingraten  sind  in  einen  für beide 
Vertragspartner sich ständig erhöhenden erfolgsneutralen Tilgungsanteil und in einen 
entsprechend  sich  ständig  verringernden  erfolgswirksamen  Teil  (Betriebsausgabe 
bzw. Werbungskosten  beim  Leasingnehmer  und  Betriebseinnahme  beim  Leasingge‐
ber) aufzuspalten; dabei kann die Zinsstaffelmethode angewendet werden. Anschaf‐
fungs‐  oder  Herstellungskosten  des  Leasingnehmers,  die  nicht  in  den  Leasingraten 
enthalten sind, wie zB Montagekosten, sind vom Leasingnehmer zusätzlich zu aktivie‐
ren.“ 
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Zur Frage, wann ein Leasinggut dem Leasingnehmer bzw dem Leasinggeber zuzu-
rechnen ist, sei an dieser Stelle auf die EStR Rz 136 ff verwiesen, die die Kriterien  
detailliert darstellen. 

2.1.1 Merkmale Finanzierungsleasing 

Da beim Finanzierungsleasing die Finanzierungskomponente im Vordergrund steht, 
ist es in der Regel gekennzeichnet durch längere Vertragslaufzeiten, die Vereinba-
rung eines Restwertes für das Ende der Laufzeit des Leasingvertrages und oftmals 
auch das Leisten einer Anzahlung am Beginn des Leasingvertrages. Der vereinbarte 
Restwert liegt in vielen Fällen unter dem tatsächlichen Marktwert am Laufzeitende, 
da ein Großteil der Fahrzeugkosten schon in den laufenden Leasingraten eingepreist 
wird. 

2.1.2 Luxus-Tangente beim Finanzierungsleasing 

Leasingraten sind nur im Ausmaß der dem Leasing zugrunde gelegten angemessenen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzugsfähig (vgl EStR Rz 4769 ff). Dies gilt 
für alle Kraftfahrzeuge, für die auch im Falle eines Kaufes die Angemessenheitsgrenze 
zur Anwendung kommt (siehe dazu auch Pkt 1.2.3). Sind die tatsächlichen Anschaf-
fungskosten nicht bekannt, ist vom Neupreis des Kfz auszugehen. 

BEISPIEL: 
Berechnung der Luxus‐Tangente (ohne Berücksichtigung eines Aktivpostens): 

Ein Unternehmer schließt einen Leasingvertrag über einen neuen Pkw ab. 

Laufzeit des Leasingvertrages: 96 Monate 

Anschaffungskosten des Pkw: 50.000 

Leasingrate pro Monat: 600 

Steuerlich  maximal  anerkannte  Anschaffungskosten  (Angemessenheitsprüfung): 
40.000   Kürzung  der  Leasingaufwendungen  um  20%  im  Wege  einer  Mehr‐
Weniger‐Rechnung. 

Steuerlich anerkannter Leasingaufwand = 480 pro Monat 
 

Streng genommen kann die Leasingrate in einen anschaffungskostenabhängigen und 
einen anschaffungskostenunabhängigen Teil aufgespalten werden. Nur der anschaf-
fungskostenabhängige Teil der Leasingrate wäre der Angemessenheitsprüfung zu un-
terziehen. In der Praxis wird aber eher die Vorgehensweise wie im Beispiel dar-
gestellt zur Anwendung kommen. 

Dies gilt auch, wenn ein Gebrauchtfahrzeug geleast wird. Dabei ist auf die Anschaf-
fungskosten im Zeitpunkt der Erstzulassung abzustellen, wenn die Erstzulassung des 
Fahrzeuges nicht mehr als 60 Monate zurückliegt. Liegt die Erstzulassung mehr als 
60 Monate zurück, kann von den nunmehrigen Anschaffungskosten, die der Leasing-
rate zugrunde gelegt werden, ausgegangen werden. 
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3.3 Mindest-Nutzungsdauer 
Auch für Elektro-Pkws und Elektro-Kombis gilt die 8-jährige Mindest-Nutzungsdauer. 
Die Regelungen weichen hier nicht von den allgemeinen Regelungen zur Mindest-
Nutzungsdauer bei Kraftfahrzeugen ab (siehe dazu Pkt 1.2.2). 

3.4 Angemessenheitsprüfung (Luxus-
Tangente) 

Elektro-Pkws und Elektro-Kombis sind genau wie Pkws oder Kombis mit Verbren-
nungsmotor der Angemessenheitsprüfung zu unterwerfen, dh die gewinnsteuerlich 
anerkannten maximalen Anschaffungskosten liegen bei € 40.000,--. 

ACHTUNG 
Diese Grenze stellt eine Bruttogrenze dar. 

Ein mit der Anschaffung eines E-Fahrzeuges erhaltenes Gratisstrombezugsrecht ist 
nicht in die Berechnung der Luxus-Tangente einzubeziehen. Wesentlich argumentiert 
wurde dies vom VwGH (VwGH 20.3.2024, Ro 2022/15/0043). 

Für Elektro-Pkws mit Anschaffungskosten bis zu € 40.000,-- ist bei der Berechnung 
der Luxustangente wie bei normalen Pkws vorzugehen. Liegen die Anschaffungskos-
ten zwischen € 40.000,-- und € 80.000,-- brutto, sind bei der Berechnung der Luxus-
tangente einige Besonderheiten zu beachten. 

Wie in Pkt 3.2 beschrieben, stellt die Umsatzsteuer auf einen Aufwandseigenver-
brauch keine abzugsfähige Betriebsausgabe iSd EStG dar. Dies ist für die abzugsfähi-
ge Abschreibung bei der Abschlusserstellung von wesentlicher Bedeutung. Ein Bei-
spiel soll das veranschaulichen.  

BEISPIEL: 
Anschaffungskosten brutto € 78.000,‐‐ 

Vorsteuer € 13.000,‐‐ 

Nutzungsdauer 8 Jahre 
 

Luxustangente: 48,72% ( 1 – (40.000 / 78.000)) 

Nichtabzugsfähige Vorsteuer € 6.333,33 ( 13.000 × 48,72%) 
 

Anschaffungskosten lt Buchhaltung netto: € 65.000,‐‐ zzgl nicht abzugsfähige Vor‐
steuern als Teil der Anschaffungskosten = € 71.333,33.  

Abschreibung daraus: € 8.916,67 

Steuerlich abzugsfähige Abschreibung: € 4.166,67 

Daher über die Mehr‐Weniger‐Rechnung hinzuzurechnen: € 4.750,‐‐.  

! 
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Darüber hinaus sind alle wertabhängigen Kosten (zB Versicherung, Reparaturen) 
iHd errechneten Luxustangente über eine steuerliche Hinzurechnung zu korrigie‐
ren. Vgl SWK Heft 16/2022, 704 ff. 
 

3.5 Das Elektrofahrzeug als Leasing-
fahrzeug 

Wird ein Elektro-Kfz mit Finanzierungsleasing erworben, ist bei der Leasingaktivpos-
tenberechnung zu beachten, dass bei der Berechnung der monatlichen Abschrei-
bungskomponente der Netto-Restwert sowie die Netto-Angemessenheitsgrenze von 
€ 33.333,33 heranzuziehen sind. Für die Berechnung der AfA des Leasinggebers ist 
ebenso die Netto-Angemessenheitsgrenze iHv € 33.333,33 maßgebend. 

BEISPIEL: 
Anschaffungskosten netto € 65.000,‐‐ 

Restwert netto € 20.833,33 

Leasinglaufzeit 36 Monate 
 
Luxustangente: 48,72% (1 – (40.000 / 78.000) 
 
Angemessener Restwert netto € 10.683,76 (20.833,33 × (1 – 48,72%)) 

Monatliche Abschreibungskomponente € 629,15 ((33.333,33 – 10.683,76) / 36) 

Jährliche Abschreibungskomponente € 7.549,86 

Afa des Leasinggebers € 4.166,67 
 
 Zuführung Aktivposten pro Jahr € 3.383,19 
 
Vgl SWK Heft 16/2022, 705 ff. 
 

3.6 Sachbezug 
§ 4 der Sachbezugswerteverordnung regelt in Abs 1 Z 3, dass für Fahrzeuge ohne 
CO2-Ausstoß (das sind Fahrzeuge mit reinem Elektromotor) der Sachbezugswert mit 
Null angesetzt werden kann, also kein Sachbezug zu berücksichtigen ist. Das bedeutet 
im Ergebnis, dass die Privatnutzung eines Elektrofahrzeuges durch einen Dienst-
nehmer oder einen nicht wesentlich beteiligten Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
Kapitalgesellschaft steuerfrei ist, und zwar ohne kilometermäßige Begrenzung. Für 
diese Steuerfreiheit gibt es auch keine Deckelung der Anschaffungskosten des Elek-
trofahrzeuges (im Unterschied zur Deckelung der Vorsteuerabzugsmöglichkeit mit 
Anschaffungskosten von € 80.000,--). Die Steuerfreiheit gilt auch für die Kfz-Privat-
nutzung für den wesentlich beteiligten Gesellschafter-Geschäftsführer einer Kapital-
gesellschaft.  
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6.3 Rechnungslegung bei Anwendung der 
Differenzbesteuerung 

In einer Rechnung über nach § 24 UStG versteuerten Umsätzen darf keinesfalls der 
Umsatzsteuerbetrag ausgewiesen werden! Der Ausweis eines Umsatzsteuerbetrages 
kann im ungünstigsten Fall sogar zu einer doppelten Umsatzsteuerschuld (einmal 
gem § 24 UStG und einmal Umsatzsteuerschuld aufgrund der Rechnungslegung nach 
§ 11 Abs 12 UStG) führen (vgl UStR Rz 3321 ff).  

Stattdessen ist in der Rechnung auf die Anwendung der Differenzbesteuerung hin-
zuweisen – dies kann zB durch den Vermerk „Gebrauchtgegenstand“ erfolgen. 

Bei Ausübung der Option nach § 24 Abs 12 UStG kann eine „normale“ Rechnung mit 
Nettobetrag, Umsatzsteuerbetrag und Bruttobetrag ausgestellt werden. 

Beim Käufer ist im Gegenzug aus einem differenzbesteuerten Einkauf auch keines-
falls ein Vorsteuerabzug möglich. In Einzelfällen kann es daher für beide Parteien in 
gegenseitiger Abstimmung durchaus Sinn machen, auf die Differenzbesteuerung zu 
verzichten (Option nach § 24 Abs 12 UStG) und die allgemeinen Regelungen des UStG 
zur Anwendung zu bringen, besonders dann, wenn der Käufer grundsätzlich mit dem 
erworbenen Kfz vorsteuerabzugsberechtigt wäre. 

BEISPIEL: 
Eine Fahrschule erwirbt von einem Kfz‐Händler einen gebrauchten Pkw für Schu‐
lungszwecke. 

Variante 1:   Einkauf um € 13.000,‐‐ differenzbesteuert. 
Kein Vorsteuerabzug möglich. 

Variante 2:   Einkauf um € 12.000,‐‐ zzgl 20% USt = € 14.400,‐‐. 
Vorsteuerabzug iHv € 2.400,‐‐ möglich. 

 

6.4 Differenzbesteuerung im Binnenmarkt, 
Ausfuhrlieferungen 

Die Differenzbesteuerung funktioniert nicht nur innerösterreichisch, sondern im ge-
samten Binnenmarkt. Es liegt in diesen Fällen dann kein innergemeinschaftlicher 
Erwerb bzw keine innergemeinschaftliche Lieferung, sondern ein differenzbesteuer-
ter Umsatz vor. 

Lieferungen in ein Drittland sind unter den Voraussetzungen des § 7 UStG steuerfreie 
Ausfuhrlieferungen. 

BEISPIEL: 
Ein österreichischer Kfz‐Händler erwirbt einen gebrauchten Pkw von einem Priva‐
ten in Ungarn und verkauft diesen Pkw an einen Privaten in Deutschland weiter. 

Die Voraussetzungen des § 24 UStG sind erfüllt. 
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Der österreichische Kfz‐Händler  kann den Umsatz  als  differenzbesteuerten Um‐
satz behandeln und nur den Mehrerlös der österreichischen Umsatzsteuer unter‐
werfen. 
 

6.5 Optionsmöglichkeit 
 

§ 24 Abs 12 UStG normiert: 

„Der Unternehmer kann bei  jeder Lieferung auf die Differenzbesteuerung ver‐
zichten, soweit er die Vereinfachungsregelung nach Abs. 5 nicht anwendet.“ 

Soweit also der Unternehmer nicht die Besteuerung nach der Gesamtdifferenz an-
wendet, kann er bei jeder Lieferung entscheiden, ob er die Differenzbesteuerung zur 
Anwendung bringen möchte oder nicht. Er ist an diese Entscheidung für weitere  
Umsätze nicht gebunden, sondern kann sie frei jedes Mal fallspezifisch neu treffen. 

Der Verzicht auf die Differenzbesteuerung ist an keine formelle Verzichtserklärung 
gebunden, sondern der Unternehmer stellt in diesem Fall einfach eine Rechnung 
nach den allgemeinen Regelungen des UStG aus (in diesem Fall dann natürlich kein 
Hinweis auf § 24 UStG!). 

Ein Verzicht auf die Differenzbesteuerung kann Sinn machen, wenn alternativ eine 
steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung ausgeführt werden kann oder der  
Abnehmer mit dem erworbenen Kfz vorsteuerabzugsberechtigt wäre. 

Die Option zur Regelbesteuerung kann nur der liefernde Kfz-Händler ausüben, der 
Empfänger der Lieferung hat kein Recht, diese Option einseitig wahrzunehmen. 
 

BEISPIEL: 
Differenzbesteuerung vs regelbesteuertem Verkauf vs igL 

Ein Kfz‐Händler erwirbt einen gebrauchten Pkw von einem Privaten um € 10.000,‐‐ 
(kein Vorsteuerabzug für den Kfz‐Händler möglich). 

Variante 1: Differenzbesteuerter Verkauf um € 13.000,‐‐ 

Umsatzsteuerschuld des Kfz‐Händlers: 3.000/6 = € 500,‐‐ 

Spanne des Kfz‐Händlers ohne USt: € 2.500,‐‐ 

Kein Vorsteuerabzug für den Käufer. 

Variante  2:  Regelbesteuerter  Verkauf  an  einen  vorsteuerabzugsberechtigten  
Abnehmer um € 13.000,‐‐ zzgl 20% USt: € 15.600,‐‐ 

Umsatzsteuerschuld des Kfz‐Händlers: € 2.600,‐‐ 

Spanne des Kfz‐Händlers ohne USt: € 3.000,‐‐ 

Vorsteuerabzug beim Käufer: € 2.600,‐‐ => Umsatzsteuer ist kein Preisbestandteil, 
sondern nur Durchläufer. 
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7.3.2 § 1 Z 2 NoVAG 
 

§ 1 Z 2 NoVAG 

„Der  innergemeinschaftliche  Erwerb  (Art.  1  UStG  1994)  von  Kraftfahrzeugen, 
ausgenommen  der  Erwerb  durch  befugte  Fahrzeughändler  zur  Weiterliefe‐
rung.“ 

Nach § 1 Z 2 NoVAG unterliegt der innergemeinschaftliche Erwerb von Kraftfahrzeu-
gen grundsätzlich der Normverbrauchsabgabe, sofern es sich nicht um einen Erwerb 
durch befugte Fahrzeughändler zum Zweck der Weiterlieferung handelt. 

7.3.3 § 1 Z 3 NoVAG 
 

§ 1 Z 3 NoVAG 

„a) Die  erstmalige  Zulassung  von  Kraftfahrzeugen  zum Verkehr  im  Inland,  so‐
fern die Steuerpflicht nicht bereits nach Z 1 oder Z 2 eingetreten ist oder nach 
Eintreten der Steuerpflicht eine Vergütung nach § 12 oder § 12a erfolgt ist.  

b)  Als  erstmalige  Zulassung  gilt  auch  die  Zulassung  eines  Fahrzeuges,  das  be‐
reits im Inland zugelassen war, aber nicht der Normverbrauchsabgabe unterlag 
oder befreit war, sowie die Verwendung eines Fahrzeuges  im Inland, wenn es 
nach  dem  Kraftfahrgesetz  zuzulassen wäre,  ausgenommen  es  wird  ein  Nach‐
weis der Entrichtung der Normverbrauchsabgabe in jener Höhe erbracht, die im 
Zeitpunkt der erstmaligen Verwendung im Inland zu entrichten gewesen wäre.“ 

Die Vorschrift des § 1 Z 3 NoVAG stellt klar, dass in allen Fällen, in denen noch keine 
Steuerpflicht nach Z 1 oder Z 2 eingetreten ist, grundsätzlich die erstmalige Zulas-
sung eines Kraftfahrzeugs im Inland die Abgabepflicht auslöst. Auch NoVA-Tat-
bestände, denen ein ursprünglicher Vergütungsvorgang zugrunde liegt, sind hierun-
ter zu subsumieren.  

BEISPIEL: 

Eine Privatperson importiert ein Fahrzeug aus dem EU‐Ausland und wird dieses in 
Österreich zum Verkehr zugelassen.  
 

 
BEISPIEL: 

Ein  bisher  zugelassenes  und  nicht  der  NoVA  unterliegendes  Kraftfahrzeug  wird 
umgebaut und unterliegt nach erfolgtem Umbau und Neutypisierung der NoVA. 
 

 
BEISPIEL: 

Ein  Fahrzeughändler  veräußert  einen  Pkw,  welchen  er  davor  als  Vorführwagen 
verwendet hat.  
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